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Editorial
Glücksspielregulierung zwischen Prävention und Repression

Das Jahr 2021 hat dem deutschen Glücksspielrecht mit dem
im Juli in Kraft getretenen Staatsvertrag zur Neuregulie-
rung des Glücksspielwesens (GlüStV 2021) eine neue regu-
latorische Grundlage gegeben, durch die die Länder die
Ausübung ihrer Gesetzgebungskompetenz koordinieren
und präformieren. Das regulatorische Herzstück ist vor al-
lem die Legalisierung des Online-Glücksspiels, administra-
tiv ist es die Einrichtung einer neuen länderübergreifenden
Glücksspielbehörde im organisationsrechtlichen Gewand
einer Behörde des Landes Sachsen-Anhalt. Ist die Legalisie-
rung des Online-Glücksspiels vor allem ein po-
litisches Eingeständnis, dass Verbote, die nicht
vollzogen werden, der Erreichung der an-
spruchsvollen Ziele des GlüStV mehr schaden
als nützen, ist die Einrichtung einer (in ihrer
verfassungsrechtlichen Zulässigkeit noch im-
mer mehr als zweifelhaften) Glücksspielbehörde
Ausdruck des Umstands, dass die noch herr-
schende glücksspielrechtliche Kompetenzver-
mutung zugunsten der Länder mehr denn je
auf schwankendem Grund steht. Dass eine echte
regulatorische und administrative Unitarisie-
rung des Glücksspielrechts durch den Bund
nicht nur nicht von Art. 72 Abs. 2 GG gesperrt würde, son-
dern auch sachlich geboten scheint, ist hier mit Händen zu
greifen.

Aber auch unterhalb der großen Richtungsentscheidungen
bietet der neue Vertrag Anlass für einen juristischen zwei-
ten Blick. Prägend für die dogmatischen Strukturen des
deutschen Wirtschaftsverwaltungsrechts ist die Unterschei-
dung von Genehmigungstypen – präventiven Verboten mit
Erlaubnisvorbehalt und repressiven Verboten mit Befrei-
ungsvorbehalt. In diesem Sinne präventiv sind etwa die
gängigen gewerberechtlichen Genehmigungen, repressiv
etwa die Genehmigungstatbestände im Waffen- und Tier-
schutzgesetz, aber zum Teil auch im Umweltrecht. Wiewohl
die Abgrenzung im Einzelnen äußerst umstritten ist, lässt
sich sagen: Der wesentliche Unterschied zwischen beiden
Genehmigungstypen liegt darin, dass die durch einen prä-
ventiven Genehmigungsvorbehalt gesperrte Tätigkeit von
der Rechtsordnung grundsätzlich gewünscht ist und nur

aus Gründen der Gefahrenvermeidung eine Genehmigung
notwendig ist. Demgegenüber ist das durch einen repressi-
ven Genehmigungsvorbehalt gesperrte Handeln eher uner-
wünscht. Präventive Genehmigungsmodelle sind daher ty-
pischerweise auch als gebundene Entscheidungen ausge-
staltet, repressive demgegenüber als Ermessensentschei-
dung. Dabei ist in beiden Konstellationen das jeweilige
Handeln grundrechtlich geschützt, die mit ihm verbunde-
nen Risiken werden aber vom Gesetzgeber unterschiedlich
bewertet. Es bedürfte eigener Überlegungen, ob der Gesetz-

geber bei der Ausgestaltung wirtschafts-
rechtlicher Genehmigungsregime freie
Wahl zwischen beiden Modellen hat oder
ob er aus grundrechtlichen Gründen nur
ausnahmsweise das Modell des repressiven
Verbots mit Befreiungsvorbehalt wählen
darf. Auch bleibt fraglich, wie weit die Un-
terscheidung in der Rechtspraxis trägt, na-
mentlich, ob die den beiden Modellen zu-
gewiesenen Steuerungswirkungen sich tat-
sächlich belegen lassen. Sicher aber ist, das
mit dem dualistischen Modell, von dessen
grundsätzlichem Bestehen auch der neue

Staatsvertrag ausgeht, Begründungslasten verteilt werden:
Wo ein (und sei es auch nur vermeintlich) repressives Ver-
bot besteht, ist der Aufwand einer abweisenden Behörden-
entscheidung geringer als dort, wo ein Verbot als präventiv
eingestuft wird.

Es scheint aber, und hier ist die Brücke zum GlüStV 2021 zu
schlagen, dass mit dem neuen Vertragswerk eine grundle-
gende Veränderung in der dogmatischen Struktur des
Glücksspielrechts eingeführt wurde. Konventionell wurde
nämlich der § 4 GlüStV, die Erlaubnisgrundnorm des
Staatsvertrags, als repressives Verbot mit Befreiungsvorbe-
halt eingeordnet; zu klar war der erklärte Wille der Länder,
das Glücksspielangebot als „schädliche und sozial uner-
wünschte Tätigkeit“, als „demeritorisches Gut“ nur in engen
Grenzen überhaupt am Markt zuzulassen. Jedenfalls für das
Online-Glücksspiel lässt sich diese Bewertung aber kaum
noch halten. Hier haben die Länder auch ausweislich der
Begründung zum Staatsvertrag das größere Risiko in der

                               1 / 2



Hinnahme eines unregulierten Schwarzmarkts gesehen und
daher die Legalisierung von Online-Angeboten ermöglicht.
Ungeachtet der Kontroverse um die Abgrenzung von prä-
ventiven und repressiven Verboten ist jedenfalls der Weg-
fall des alten § 4 Abs. 2 S. 3 GlüStV 2012, der ausdrücklich
regelte, dass auf die Erteilung einer glücksspielrechtlichen
Erlaubnis kein Anspruch bestehe, ein starkes Indiz für einen
(verdeckten) Strukturwandel des glücksspielrechtlichen Ge-
nehmigungsregimes. Das bedeutet nicht, dass eine glücks-
spielrechtliche Erlaubnis künftig ohne Weiteres zu erlangen
wäre; es bedeutet allerdings, dass den Zulassungsbehörden
mit dem vormals bestehenden Zulassungsermessen ein
Steuerungsinstrument aus der Hand genommen ist und sie

fürderhin auf die Ausfüllung unbestimmter Rechtsbegriffe
in den Zulassungsnormen verwiesen sind. Da diese nicht
durchweg durch hohe Detailschärfe glänzen, sind die ver-
bleibenden Spielräume also durchaus noch erheblich, aber
eben auch erheblich kleiner als zuvor. Die Erfassung, Beur-
teilung und Verarbeitung der von den Ländern hier ange-
stoßenen dogmatischen Kurskorrektur bleibt eine Aufgabe,
die Glücksspielrechtswissenschaft und -praxis in den kom-
menden Jahren wird beschäftigen müssen.

Prof. Dr. Julian Krüper, Bochum*

* Auf Seite III erfahren Sie mehr über den Autor.
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Prof. Dr. Florian Becker, LL.M. (Cambridge), Kiel*

Neue Probleme für Altlasten verbundener Konzernunternehmen?
Der erweiterte Zuverlässigkeitsbegriff in § 4a Abs.1 Nr.1d GlüStV 2021

Die ,„Zuverlässigkeit“ ist eine zentrale, personenbezogene
Genehmigungsvoraussetzung in vielen Vorschriften des
deutschen Wirtschaftsverwaltungsrechts. Die Erfüllung die-
ser Voraussetzung ist insbesondere im Glücksspielrecht von
besonderer Bedeutung. Während sich der Antragsteller be-
reits im traditionellen Gewerberecht unter bestimmten Vor-
aussetzungen das Verhalten Dritter zurechnen lassen muss,
erschließt hier der neue Glücksspielstaatsvertrag eine neue
Dimension konzernrechtlich begründeter Zurechnungsver-
hältnisse, die im Folgenden analysiert und auf ihre Belast-
barkeit hin untersucht werden sollen.

I. Zuverlässigkeit im Wirtschaftsverwaltungsrecht

1. Zuverlässigkeit als personenbezogene und kontextab-
hängige Voraussetzung für den Betrieb eines Gewerbes

Als Teildisziplin des Wirtschaftsverwaltungsrechts dient
das Glücksspielrecht der Gefahrenabwehr. Es verfolgt die
in § 1 GlüStV 2021 aufgeführten Ziele. Gefahren für deren
Verwirklichung können von den tatsächlichen Eigenschaf-
ten eines Glücksspielunternehmens (z. B. bei mangelnder
Wirtschaftskraft) einerseits oder von einem zu erwartenden
Fehlverhalten bzw. mangelnder Fach- und Sachkenntnis
der in diesen Unternehmen handelnden Personen anderer-
seits herrühren.
Der zentrale gewerberechtliche Begriff für die persönlichen
Voraussetzungen, die erfüllt sein müssen, damit der Gewer-
betreibende keine Gefahren für das Publikum verursacht,
ist der der „Zuverlässigkeit“. Die Zuverlässigkeit wurde in
der Gewerbeordnung – der Magna Charta des deutschen
Wirtschaftsverwaltungsrechts – sowohl in der Untersa-
gungsnorm des § 35 GewO als auch in den verschiedenen

Genehmigungstatbeständen (vgl. z. B. §§ 30, 31, 33 a ff.,
34 ff. GewO) eingesetzt und hat von hier aus auch Einzug
in andere wirtschaftsverwaltungsrechtliche Gesetze gefun-
den. Auch Gastwirte (§ 4 Abs.1 Nr.1 GastG), Betreiber eines
Atomkraftwerks (§ 7 Abs. 2 Nr.1 AtG), Finanzdienstleister
(§ 32 Abs. 1 KWG) müssen ebenso wie Veranstalter und
Vermittler von Glücksspielen „zuverlässig“ sein, um ihrem
Gewerbe nachgehen zu können.
Diese höchst unterschiedlichen Kontexte, in denen für die
Ausübung eines Gewerbes Zuverlässigkeit zumeist explizit
verlangt wird, legen nahe, dass die Rechtsordnung je nach
Sachzusammenhang unterschiedliche Anforderungen an
die Zuverlässigkeit eines Gewerbetreibenden stellt1: der
Gastwirt muss andere, seine Zuverlässigkeit begründende
fachliche Qualifikationen und Erfahrungen aufweisen als
der Immobiliardarlehensvermittler (§ 34 i Abs. 1 GewO)
oder eben der Glücksspielunternehmer.
Zur Beurteilung der Zuverlässigkeit einer Person muss de-
ren vergangenes Verhalten ermittelt werden, das sodann
Grundlage für die Prognose ist, ob in Zukunft eine Unzu-
verlässigkeit des Gewerbetreibenden zu befürchten ist2.
Bloße Vermutungen oder Spekulationen können den

2 ZfWG 1/22 Becker, Neue Probleme für Altlasten verbundener Konzernunternehmen?

* Der Autor ist geschäftsführender Direktor des Instituts für Öffentli-
ches Wirtschaftsrecht an der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel.
Auf Seite III erfahren Sie mehr über den Autor.
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